PRO AS I L Bundesweite Arbeitsgemeinschaft fur Fluchtlinge e.V.

,Menschenrechtsschutz fangt immer zuhause an.“

Anmerkungen zum 8. Bericht der Bundesregierung liber ihre Menschenrechtspolitik in
den auswartigen Beziehungen und in anderen Politikbereichen

Statement von Glinter Burkhardt am 8. Oktober 2008 vor dem Menschenrechtsausschuss
des Deutschen Bundestages

,Eine Trennung zwischen der internationalen, auf den weltweiten Schutz der
Menschenrechte ausgerichteten Politik vom politischen Handeln im Innern ist nicht moglich.
Menschenrechtsschutz fangt immer zuhause an.” Dies schreibt die Bundesregierung im 8.
Menschenrechtsbericht, der den Zeitraum vom 1. Marz 2005 bis zum 29. Februar 2008
umfasst. Der Bericht schlief3t den ,,Aktionsplan Menschenrechte der Bundesregierung —
Prioritaten der deutschen Menschenrechtspolitik 2008 bis 2010 ein.

PRO ASYL begrifdt ausdricklich, dass dieser Bericht auch auf die Fragen der
Menschenrechte im Innern eingeht. Wenn die Bundesregierung weltweit fur die Achtung der
Menschenrechte eintreten will, muss sie auch bei Fragen, die fur sie und andere europaische
Staaten schwierig sein konnten, Stellung nehmen.

Der Bericht benennt eine Vielzahl von wichtigen Themen, die in Bezug auf die Achtung der
Menschenrechte in Europa angegangen werden mussen. Allerdings stellt der Bericht in
vielen Bereichen nur verallgemeinernd die Gesetzeslage dar. Noch gravierender ist, dass die
Bundesregierung zum Teil eine Politik verfolgt, die zu Menschenrechtsverletzungen flhrt.

PRO ASYL moéchte an einigen Stellen exemplarisch zum Bericht und zu den daraus
folgenden Prioritaten der Bundesregierung in ihrer Menschenrechtspolitik Stellung nehmen.
Dabei fallt eine grofRe Diskrepanz zwischen zu beflurwortenden theoretischen Grundsatzen
und dem konkreten politischen Handeln auf.

1. Menschenrechtsfragen im Spannungsfeld zwischen AuRen-, Innen- und
Entwicklungspolitik: Zum Konzept der ,,zirkularen Migration*

Die Bundesregierung hebt in ihrem Bericht die Schwerpunkte wahrend der deutschen EU-
Prasidentschaft hervor. Zentrale Weichenstellungen wurden eingeleitet. Zusammen mit
der franzésischen Regierung wurde ein Konzept sogenannter ,zirkularer Migration®
entwickelt. Dieses Konzept geht einher mit:

- einer Starkung der Zusammenarbeit mit Herkunfts- und Transitlandern von Fluchtlingen
und Migranten,

- dem Abschluss von Mobilitatspartnerschaften,

- dem Abschluss von Rickiubernahmeabkommen,

- einem Ausbau der Grenzsicherung und der europaischen Grenzagentur FRONTEX.

Das Forum Menschenrechte hat in dem Positionspapier ,Zirkulare Migration — Ansatze
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zur Regelung durch die Europaische Union“ umfassend zu dieser Thematik Stellung
genommen und auf die menschenrechtlichen Probleme hingewiesen.

In ihrem Aktionsplan Menschenrechte formuliert die Bundesregierung unter Punkt 15):
»oie wird konstruktiv an Initiativen der EU-Kommission zur engeren Zusammenarbeit mit
Herkunfts- und Transitstaaten mitwirken...” Diese Entwicklung ist dulRerst bedenklich,
heif3t dies doch im Klartext, dass die Flucht nach Europa bereits vor den Grenzen
Europas unterbunden werden soll. Es ist insbesondere problematisch, wenn mit

» 1 ransitstaaten” wie z.B. Libyen kooperiert wird, in denen die Menschenrechte nicht
geachtet werden. Bedenklich ist ebenfalls, dass das Konzept der sogenannten ,zirkularen
Migration® einhergeht mit dem Abschluss von Mobilitatspartnerschaften und einer
Instrumentalisierung von entwicklungspolitischen Beziehungen zum Zwecke der
Abschottung Europas vor Fllichtlingen.

Zum Konzept der ,zirkularen Migration“ hat sich ebenfalls kritisch der Bundesvorstand
des Deutschen Gewerkschaftsbundes in der Stellungnahme ,Zum Konzept der
europaischen Migration: Zirkulare Migration und Mobilitatspartnerschaften zwischen der
Europaischen Union und Drittstaaten® vom 2. September 2008 geaulert:

“Das Konzept verletzt Menschenrechte, insbesondere das Recht auf Schutz der Familie
und das Recht auf Schutz vor Diskriminierung. Das Konzept birgt zusatzlich die Gefahr,
dass der Fluchtlingsschutz und das Recht auf Asyl unterlaufen werden® (S.2).

Zutreffend analysiert der DGB die Schwerpunkte der deutsch-franzdsischen Initiative, die
nun einflie®en in den ,Pakt zu Einwanderung und Asyl“, den die Regierungschefs der EU
am 16. Oktober verabschiedeten. Der DGB kritisiert, dass der Schwerpunkt des
Konzeptes die zusatzliche Grenzsicherung und die Erhéhung der Mittel fur die
europaische Grenzschutzagentur FRONTEX ist. ,Entwicklungspolitische und
menschenrechtliche Aspekte stehen dahinter klar zurtck.”
Ruckubernahmeverpflichtungen wirden auch mit Drittstaaten wie z.B. mit Libyen
abgeschlossen, die ,offensichtlich rechtsstaatlichen und menschenrechtlichen
Anforderungen nicht gentgen.“ ,Die globalen Migrationsstrdme sind gemischt, d.h. unter
Arbeitsmigranten befinden sich immer auch Fluchtlinge. In dem Konzept der zirkularen
Migration fehlt jedoch die Berlicksichtigung von Menschen, die als Arbeitsmigranten im
Rahmen von Mobilitatspartnerschaften nach Europa gelangen, in Wirklichkeit jedoch
Fllchtlinge sind“ — so der DGB.

Neben der angesprochenen Frage, die Fllchtlinge betreffen, erhebt der DGB
menschenrechtliche Bedenken gegen das Konzept der zirkularen Migration gerade auch
was die Frage des volligen Ausschlusses der Aufenthaltsverfestigung, der Bindung der
Arbeitsmigranten an einen Arbeitgeber, die eingeschrankte Gewahrung
sozioOkonomischer sozialer Rechte etc. betrifft.

In ahnlicher Weise hat das Forum Menschenrechte in dem Positionspapier ,Zirkulare
Migration — Ansatze zur Regelung durch die Europaische Union®“ Stellung genommen.

AuRerst bedenklich ist das Kontrolldefizit dieser europaischen Entwicklung. Gerade die
Schnittstelle zwischen Aufenpolitik, Entwicklungs- und Innenpolitik wird weder im
Deutschen Bundestag noch im Europaischen Parlament in ausreichender und
angemessener Form parlamentarisch wahrgenommen und begleitet.



2. Die Achtung der Menschenrechte an Europas Grenzen

Die Zahl der Flichtlinge, die den Weg nach Europa schaffen, befindet sich auf einem
historischen Tiefstand. Tausende sterben bei dem Versuch, Europas Grenzen zu
Uberschreiten. Die Bundesregierung und die europaischen Staaten reagieren auf Flucht
und Migration vornehmlich durch Abschreckung und Abschottung. Im
Menschenrechtsbericht der Bundesregierung wird in Kapitel 6.2.3 ,Harmonisierung des
Fluchtlingsschutzes in der Europaischen Union® zur Situation an den sudlichen
Seegrenzen der Europaischen Union Stellung genommen.

PRO ASYL kritisiert zusammen mit anderen Menschenrechtsorganisationen, dass sich in
der Praxis das Mittelmeer immer mehr zu einem menschenrechtsfreien Raum entwickelt.
2005 hat FRONTEX die Arbeit aufgenommen — bis heute gibt es noch keine verbindlichen
Richtlinien in Bezug auf die Achtung von Menschenrechtsabkommen und das
internationale Fluchtlingsrecht.

In Bezug auf diese Einsatze fallt ein eklatantes Demokratiedefizit ins Auge. Weder das
europaische Parlament noch die nationalen Parlamente haben eine effektive Moglichkeit,
die Einhaltung der Menschenrechte im Rahmen von FRONTEX-Einsatzen zu
kontrollieren. Im Gegenteil: Es drangt sich der Eindruck auf, dass FRONTEX-Einsatze so
angelegt sind, dass strukturell die Menschenrechte verletzt werden.

Das von der STIFTUNG PRO ASYL, amnesty international und dem Forum
Menschenrechte beim European Center for Constitutional and Human Rights in Auftrag
gegebene Gutachten ,Menschen- und flichtlingsrechtliche Anforderungen an
Malinahmen der Grenzkontrolle auf See” kommt zu der Schlussfolgerung, dass es
Grenzbeamten europaischer Staaten verboten ist, potenziell Schutzbedurftige auf See
zuruckzuweisen, zurickzueskortieren, an der Weiterfahrt zu hindern oder in nicht zur EU
gehorende Lander zurtickzuschleppen. Die Europaische Menschenrechtskonvention
verbietet eine Zurickweisung ohne Prifung der Schutzbedurftigkeit. Diese Praktiken
stellen demnach nicht nur einen Angriff auf das Leben der betroffenen Menschen dar,
sondern stehen zudem in eklatantem Widerspruch zu den menschenrechtlichen
Verpflichtungen der EU-Mitgliedstaaten.

Gegen volkerrechtswidrige Praktiken von FRONTEX und der nationalen Grenzbeamten
formiert sich europaweit Kritik. Im Zentrum steht die Frage, inwieweit die Grenzbeamten
in internationalen Gewassern verbriefte Menschenrechte einhalten. Bis heute gibt es
keine verbindlichen Richtlinien oder Dienstanweisungen, die FRONTEX verpflichten, die
Europaische Menschenrechtskonvention und das internationale Fllchtlingsrecht
einzuhalten.

Die EU-Grenzagentur hat kurzlich neue Zahlen tber die von ihr koordinierten Einsatze auf
dem Mittelmeer und vor der westafrikanischen Kiste vorgelegt. Diese belegen, dass das
Zuruckdrangen von Fluchtlingsbooten auf hohem Niveau weitergeht: Im Rahmen der
Operation Hera 2008 waren vor den Kanarischen Inseln FRONTEX-Schiffe im Einsatz. Im
Jahr 2008 wurden alleine dort 3.767 Menschen abgedrangt. Von FRONTEX wird hierzu
erlautert: Die abgedrangten Personen seien entweder tUberzeugt worden, umzukehren,
oder sie wurden zum nachsten Hafen (im Senegal oder in Mauretanien) eskortiert.



Wie ein Einsatz von FRONTEX auf See konkret vor sich gehen kann, wurde in einem
ARD-Radiofeature tiber FRONTEX-Operationen im Seegebiet zwischen lItalien und
Libyen bekannt: »Wir wurden bei offiziellen Treffen mit Einsatzplanen und schriftlichen
Befehlen konfrontiert, laut denen die Abwehr der illegalen Einwanderer darin besteht, an
Bord der Schiffe zu gehen und die Lebensmittel und den Treibstoff von Bord zu
entnehmen, so dass die Immigranten dann entweder unter diesen Bedingungen
weiterfahren konnen oder aber lieber umkehren.« (Saverio Manozzi, Haupteinsatzleiter
der italienischen Militarpolizei, der Guardia di Finanza, in Rom im SWR2-Radiofeature:
Krieg im Mittelmeer. Von der Cap Anamur zu FRONTEX und Europas neuen Lagern. Von
Roman Herzog, 26.06.2008).

Auch Deutschland beteiligt sich an FRONTEX-Operationen im Mittelmeer. »Auftrag der
Hubschrauber der Bundespolizei ist die Uberwachung eines zugewiesenen Seeraums;
lagerelevante Feststellungen werden an die an der Operation beteiligten Schiffe
gemeldet.« (Pressestelle des Bundesinnenministeriums, Antwort an das Rheinische
Journalistenblro vom 28. August 2008)

Obwohl es im Einzelnen bislang nicht mdglich ist, FRONTEX die unmittelbare
Verantwortung fur die Gefahrdung von Fluchtlingen nachzuweisen, haufen sich die
Hinweise, dass FRONTEX in Menschenrechtsverletzungen involviert ist und dass die
Grenzagentur zur massiven Gefahrdung der Schutzsuchenden auf ihren Fluchtrouten
beitragt.

. Fehlende Solidaritat mit den Grenzstaaten Europas innerhalb der Europaischen
Union

Griechenland hat im Jahre 2007 in etwa die gleiche Zahl von Flichtlingen aufgenommen
wie die siebenmal groRere Bundesrepublik Deutschland. Ahnlich wie Griechenland sind
Staaten wie Malta oder Zypern mit der Flichtlingsaufnahme sowie mit der Prifung in
einem fairen und menschenrechtlichen Anforderungen geniagenden Asylverfahren, ob die
Betroffenen schutzbedurftig sind, Gberfordert.

Die Regierungen der Europaischen Union und vor allem auch die Agentur FRONTEX
reden lieber von ,illegalen Einwanderern® als von Fluchtlingen.

In Griechenland sind es aber vor allem Menschen aus dem Irak, aus Afghanistan,
Somalia, die ankommen — also Menschen, die in hohem Male schutzbedurftig sind. Dies
betrifft vor allem die Situation der unbegleiteten minderjahrigen Flichtlinge. Insbesondere
Minderjahrige aus Afghanistan machen sich auf den Weg Uber die Turkei nach
Griechenland, nach Europa.

Auf der italienischen Insel Lampedusa stellten im Jahr 2000 rund 2.000 ,Bootsflichtlinge”
einen Asylantrag. Das sind 60 Prozent aller Asylantrage in Italien. Fast die Halfte wurde in
Italien im Sinne der Genfer Fluchtlingskonvention oder anderweitig als schutzbedurftig
anerkannt. Auch auf Malta erhalt knapp die Halfte derjenigen, die als Fllchtlinge mit dem
Boot ankommen und einen Asylantrag stellen, eine Fluchtlingsanerkennung oder
subsidiaren Schutz.



Es ist eine Tauschung der Offentlichkeit, wenn den nach Europa Kommenden pauschal
die Schutzbedurftigkeit abgesprochen wird und sie als illegale Einwanderer stigmatisiert
werden. So wird versucht, Einsatze von FRONTEX-Einheiten zu legitimieren.

Die aktuelle Asylpolitik der EU vermittelt den Eindruck, dass es Europa nicht um den
Schutz von Fluchtlingen geht, sondern um den Schutz Europas vor Fluchtlingen. Die
Mitgliedsstaaten lagern ihre Verantwortung fur den Fllchtlingsschutz aus. Derweil spielen
sich an den Randern Europas humanitare Dramen ab, die zeigen, dass die EU-Staaten
sich von elementaren Menschenrechtsstandards entfernen.

Der Schlussel zur Losung der in diesem Bericht beschriebenen Missstande liegt deshalb
nicht nur in Athen, sondern auch in Brissel und in den Hauptstadten der gewichtigen EU-
Mitgliedsstaaten, wie Berlin, Paris, London ...

EU-Bestimmungen, die besagen, dass Asylsuchende in der Regel ihr Verfahren in dem
EU-Land betreiben mussen, das sie auf ihrer Flucht zuerst betreten haben, schaffen
inhumane Bedingungen flr Flichtlinge und sind unsolidarisch gegenuber den
Mitgliedstaaten an den Aul3engrenzen, wie Griechenland.

Wenn das sieben mal kleinere Griechenland im Jahr 2007 mehr Asylsuchende registriert
als Deutschland, dann zeigt dies, dass es in Europa noch kein gemeinsames faires und
solidarisches Asylsystem gibt.

Die Lander im Zentrum Europas schotten sich immer effektiver ab. Fllchtlinge, die es von
Griechenland aus schaffen, in ein anderes EU-Land zu gelangen, werden wieder zuruck
nach Griechenland geschickt. Die Folgen dieser Politik liegen auf der Hand: Wahrend
sich die Kernlander der EU, insbesondere Deutschland, auf bequeme Art ihrer
Verantwortung fur eine humane Fluchtlingspolitik entziehen, wehren die EU-Mitglieder an
den Aulengrenzen vermehrt Flichtlinge brutal ab. Dies fuhrt zu einer doppelten
Verantwortungsverlagerung: vom Innenbereich der EU an die Aul3engrenzen und von da
in unsichere Staaten aul3erhalb der EU.

Erforderlich ist deshalb der Aufbau eines fairen Asylsystems in Griechenland und in der
Europaischen Union. Dieses muss auf den Menschenrechten basieren und dem Prinzip
der absoluten Beachtung des Asylrechts, wie es die EU-Staats- und Regierungschefs in
Tampere im Oktober 1999 bekundeten. Ansonsten setzt Europa die Errungenschaften
der Menschenrechtsentwicklung, auf die der Kontinent so stolz ist, an seinen
Aulengrenzen aufs Spiel.

Der Rat der Europaischen Union hat den Europaischen Pakt zur Einwanderung und Asyl
bei seiner Tagung am 16. Oktober 2008 verabschiedet. Auf Initiative der sudlichen
Staaten der Europaischen Union wurde eine Passage eingefligt, die sich mit der
Solidaritat in den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Aufnahme von Fluchtlingen
auseinandersetzt. Wortlich heildt es: ,Hinsichtlich der Mitgliedstaaten , deren nationales
Asylsystem vor allem aufgrund ihrer geografischen oder demografischen Lage einem
besonderen und unverhéltnismaligen Druck ausgesetzt ist, muss die Solidaritdt auch
darin bestehen, dass auf einer freiwilligen und koordinierten Basis eine bessere
Umverteilung der Personen, die auf internationalen Schutz Anspruch haben, von diesen
Mitgliedstaaten auf andere geférdert wird..."

PRO ASYL appelliert an die Bundesregierung, dieses Instrument zu nutzen und als
ersten Schritt die Ruckuberstellung von Fluchtlingen aus Deutschland nach Griechenland
auszusetzen.



4. Aufnahme von irakischen Fliichtlingen in Europa — zur Forderung nach einem
Resettlementprogramm

Die Bundesregierung will sich daflr einsetzen, dass Fluchtlinge aus dem Irak in Europa
Schutz. Die anfanglichen Bemuhungen sind nun ins Stocken geraten.

Aus Sicht von PRO ASYL ist es vollig unzureichend, wenn in der Europaischen Union die
Aufnahme von 5.000 bis 10.000 Fluchtlingen aus dem lIrak diskutiert wird. In den
Nachbarstaaten des Irak leben rund zwei Millionen Menschen, die aus dem Irak
gefluchtet sind, etwa zwanzig Prozent davon sind Angehdrige religioser Minderheiten. Wir
sehen nicht, dass diese kurzfristig oder auf absehbare Zeit in den Irak zuriickkehren
konnten. Wenn tatsachlich 200.000 bis 400.000 Menschen nicht zurtickkehren konnen, ist
es vollig unverstandlich, wieso auf EU-Ebene Zahlen lediglich zwischen 5.000 und 10.000
diskutiert werden.

PRO ASYL kritisiert, dass sich die Industrienstaaten in immer geringerem Malde bereit
sind, Fluchtlinge aufzunehmen. Die Uberaus grolde Mehrheit der Fllchtlinge lebt unter
erbarmlichen Bedingungen in Lagern weit entfernt von den reicheren Staaten des
Nordens. Auch auf UN-Ebene wurde die Frage der Flichtlinge seit Jahrzehnten nicht
diskutiert. Bei uber 50 UN-Konferenzen seit Mitte des 20. Jahrhunderts fallt auf, dass die
globalen Herausforderungen von Flucht und Asyl seit der gescheiterten Konferenz von
Evian im Jahr 1938 niemals wieder als eigenstandiges Konferenzthema in das Zentrum
des politischen und gesellschaftlichen Diskurses gestellt wurden. Es ist an der Zeit, eine
UN-Weltkonferenz fur die Rechte von Fluchtlingen und eine UN-Dekade zum Schutz von
Fllichtlingen auszurufen. Eine weitaus grof3ere Bereitschaft der Industrienationen, fur den
Flichtlingsschutz einzutreten, ist erforderlich. Dies betrifft nicht nur die Situation von
Flichtlingen aus dem lIrak.

5. Zur Situation in Deutschland

5.1 Bleiberecht fur Geduldete

Zu Beginn des Teilbereichs ,Menschenrechtliche Aspekte von Migration und Integration,
Schutz von Fluchtlingen...“ (Kapitel 6) nimmt die Bundesregierung Stellung zur
Bleiberechtsregelung. PRO ASYL kritisiert, dass hier nur die Rechtslage dargelegt wird.
Es zeichnet sich ab, dass die von der Bundesregierung und von den
Landerinnenministern initiierten Bleiberechtsregelungen das angestrebte Ziel nicht
erreichen werden.

Die letzten von der Bundesregierung veroffentlichten Zahlen dazu datieren vom 31. Marz
dieses Jahres'. Sie sprechen von insgesamt rund 19.000 erteilten
Aufenthaltsgenehmigungen nach der gesetzlichen Altfallregelung und knapp 25.000
Aufenthaltserlaubnissen nach der IMK-Regelung von 2007. Die Zahl der Geduldeten
betragt zum gleichen Zeitpunkt ein Vielfaches davon: rund 127.000 Menschen. Davon
lebten 44.000 Menschen in Deutschland, die im Juli 2007 die Achtjahresfrist erfullt hatten.
Rund 67.000 Geduldete lebten im Juli 2007 bereits sechs Jahre (inzwischen sieben) in
Deutschland. Gemessen an diesen Zahlen haben die Bleiberechtsregelungen bislang nur
35% aller Geduldeten?, und zwischen 40% und 50% der durch die Aufenthaltsdauer

" Quelle fiir alle folgenden Zahlen: Antwort der Bundesregierung auf groe Anfrage der Linken, BT-Drucksache 16/8803
% 44.000 von 171.000 (127.000 aktuell Geduldete plus 44.000 Bleiberechtsbegiinstigte)



begiinstigten Geduldeten® ein Bleiberecht verschafft.

Dabei ist anzumerken, dass in manchen Bundeslandern die Zahl der noch nicht
entschiedenen Falle sehr hoch ist. So sind zum Beispiel in Berlin 18 Monate nach dem
Bleiberechtsbeschluss der IMK vom 16.11.06 sind noch immer tUber nahezu 2.000
Antrage auf Aufenthaltserlaubnis nicht entschieden.

Allerdings sind auch die bereits erteilten Aufenthaltserlaubnisse zu hinterfragen:

Von den rund 19.000 Aufenthaltserlaubnissen nach der bundesgesetzlichen
Bleiberechtsregelung (§104a AufenthG) sind tiber 80% nur ,,auf Probe* erteilt worden
(in genauen Zahlen 15.239 von 18.752). Das zeigt, dass es richtig war, die
Aufenthaltserlaubnis nicht zwingend vom Vorliegen einer Beschaftigung abhangig zu
machen. Es heildt aber auch, dass zum gegenwartigen Zeitpunkt noch nicht davon
gesprochen werden kann, dass die bislang erteilten Aufenthaltserlaubnisse mit einem
echten Bleiberecht einhergehen. Dies wird sich Ende 2009 zeigen, wenn es um die
Verlangerung dieser Aufenthaltserlaubnisse auf Probe geht.* Es besteht die Gefahr, dass
die Bleiberechtsregelung auch deshalb ihr Ziel verfehlen wird, weil Beglnstigte der
Bleiberechtsregelung aufgrund lokaler Arbeitsmarktbedingungen, Krankheit, Alter oder
jahrelanger staatlich verordneter Desintegration immer wieder um ihre
Lebensunterhaltssicherung bangen mussen.

Generell ist zwar die Zahl der abgelehnten Antrage auf Bleiberecht gering. Das liegt aber
auch daran, dass viele Kettengeduldete erst gar keine Antrage stellen, weil sie sie von
vornherein als aussichtslos ansehen. Andere scheitern im Vorfeld der Antragstellung
(zum Beispiel dadurch, dass von ihnen noch vor der Antragstellung die Vorlage eines
Passes verlangt wird). Durch die gesetzten Fristen (Aufenthaltsdauer) und diverse
Ausschlusstatbestande kdnnen eine Vielzahl von Geduldeten nicht von der Regelung
profitieren.

Unser Fazit: Das Problem der Kettenduldungen lasst sich nur gener6s I6sen, aber nicht
unter kleinlichen und restriktiven Bedingungen. Auch wurde mit der einmaligen Regelung
kein Instrument fur die Zukunft geschaffen. Es ist absehbar, dass unter den
Rahmenbedingungen des Aufenthaltsgesetzes es auch zukinftig viele tausend alte und
neue Kettengeduldete geben wird.

5.2 Entzug des Fluchtlingsstatus

Deutschland gewahrt nicht nur in geringem MalRe Asyl fur Verfolgte — gegenwartig gibt es
eine gegenteilige Entwicklung: Politisch Verfolgten wird der Asylstatus bzw. der
Fllichtlingsstatus entzogen. Eine Verfestigung des Aufenthaltsstatus, ein
Familiennachzug und die Perspektive einer Einburgerung in Deutschland wird so
verhindert werden.

Die Zahl der Entscheidungen Uber einen sogenannten Widerruf des Flichtlingsstatus
stieg von 8.615 im Jahr 2006 auf 13.084 im Jahr 2007. Im ersten Halbjahr 2008 wurden
bereits 19.733 Prufverfahren durchgefihrt.

3 44.000 von 88.000 (44.000 8jihrig Geduldete + 44.000) = 50%

bzw. 44.000 von 109.000 (65.000 6jahrig Geduldete + 44.000) = 40,36%

#2009 wird sich erweisen miissen, inwieweit das ESF-Bundesprogramm zur arbeitsmarktlichen Unterstiitzung fiir
Bleibeberechtigte und Fliichtlinge mit Zugang zum Arbeitsmarkt* in relativ kurzer Zeit erfolgreich sein kann.



Besonders bedenklich ist die Widerrufspraxis gegenuber Flichtlingen aus der Turkei. Im
Visier hat das Bundesamt ganz besonders turkische Fluchtlinge, unter ihnnen die meisten
Kurden. Uberproportional oft wird hier behauptet, sie seien nicht mehr gefahrdet.
Wahrend im Durchschnitt aller entschiedenen Verfahren beim Bundesamt nur in 17
Prozent der Falle ein Widerruf erfolgt (1. Halbjahr 2008) wurde bei tlrkischen
Staatsangehorigen in 64 Prozent der Asylstatus widerrufen. Die Zahlen aus den
Vorjahren sind noch extremer (2007: 84 Prozent Widerrufe, 2006: 97 Prozent Widerrufe in
Turkeifallen).

Die meisten der betroffenen Flichtlinge gehen dann vor Gericht. Dort haben sie
uberwiegend Erfolg. Eine Auswertung von neunzig Entscheidungen ergibt: Die
Verwaltungsgerichte gehen fast immer davon aus, dass die Fluchtlinge im Fall der
Ruckkehr weiterhin gefahrdet sind, verfolgt zu werden. Trotz eines Reformprozesses in
der Turkei kamen Folter und Willkir immer noch haufig vor. Zum Teil stellen die Gerichte
sogar fest, dass sich die Menschenrechtslage in der Tlrkei zuletzt wieder drastisch
verschlechtert hat.

PRO ASYL sieht diese Widerrufspraxis im Zusammenhang mit den
Beitrittsverhandlungen der Turkei zur Europaischen Union. Es drangt sich der Eindruck
auf, dass das Bundesamt politische Erwagungen der Bundesregierung mit berucksichtigt.
Es ware zu klaren, ob das Bundesinnenministerium dezidiert politisch Einfluss auf
Widerrufsverfahren in Bezug auf Flichtlinge aus der Tarkei nimmt. Es drangt sich der
Eindruck auf, dass die Menschenrechtssituation in der Turkei aus politischen Erwagungen
schon geredet wird.

5.3 Familiennachzug

Menschen haben das Recht, als Familie zusammenzuleben. Viele
Mitgliedsorganisationen des Forums Menschenrechte, insbesondere der Verband
binationale Familien und Partnerschaften, die Kirchen, PRO ASYL und andere haben
erhebliche Bedenken, auch rechtlicher Art, gegen die verscharften Bedingungen fur den
Familiennachzug. Aus unserer Sicht stehen diese Verscharfungen nicht in Einklang mit
Artikel 6 Grundgesetz.

In der Zwischenzeit liegen erste Berichte vor, insbesondere von dem Verband der
binationalen Familien und Partnerschaften, iaf. Die iaf, eine Mitgliedsorganisation des
Forums Menschenrechte hat im September 2007 die Schrift ,Haben Sie noch eine Idee?
— Erfahrungen bei den Verscharfungen mit dem Ehegattennachzug“ vorgelegt. Darin
berichtet die iaf von haarstraubenden Fallen beim Familiennachzug und analysiert die
Praxis der Verwaltung, die die ohnehin schon unertraglich restriktive gesetzliche
Regelung noch weiter verscharft.

Der Gesetzgeber legt in § 30 Aufenthaltsgesetz fest, dass sich Ehegatt/-innen vor der
Einreise auf einfache Art in Deutsch verstandigen mussen. In den Hinweisen fur die
Verwaltung wird dagegen ausgefuhrt ( Bundesinnenministerium und Auswartiges Amt,
August 2007),dass

- damit eine Prifung gemeint ist auf dem Level A 1,

- diese mundlich und schriftlich abzunehmen ist,

- sie nur beim Goetheinstitut erworben werden kann und

- ein entsprechendes Zertifikat bei Antragstellung vorzulegen ist, es sei denn, die



einfachen Deutschkenntnisse sind offenkundig vorhanden.

Die Mitarbeiter/-innen in den deutschen Auslandsvertretungen wiederum schlussfolgern
hieraus, dass eine Antragstellung ohne Zertifikat unvollstandig ist und nehmen sie daher
gar nicht erst entgegen. Zwar wies das Auswartige Amt die Auslandsvertretungen
nachtraglich an, Antrage auch ohne das Zertifikat des Goetheinstituts entgegen zu
nehmen, allerdings erleben die Beratungsstellen in der Praxis immer wieder, dass dies
nicht befolgt wird. Damit wird den Antragsteller/-innen der Rechtsweg beschnitten.

Allein die Forderung, sich in einfacher Art in Deutsch verstandigen zu konnen, stellt eine
Hurde fur die Paare dar. Lese- und Schreibfahigkeit — Voraussetzung fur das Zertifikat -
wird im Gesetz nicht gefordert. Uberhaupt ist an keiner Stelle im Gesetz ein Nachweis,
also ein Zertifikat erwahnt. Schlie8lich wird nur ein Zertifikat der Goetheinstitute
anerkannt, eine im Vergleich mit anderen Sprachinstituten teure Schule, die gleichzeitig
eine Monopolstellung erhalt. Ob dies mit europaischem Wettbewerbsrecht vereinbar ist,
ist fraglich.

Der Gesetzgeber unternimmt gegen diese verscharfende Auslegung des Gesetzes nichts.
Die erhdhten Anforderungen sowie ihre Auswirkungen auf die betroffenen Paare werden
in Kauf genommen. Hieraus kann man nur eines ableiten: die Verfahrensweisen der
zustandigen Behorden sind politisch gewollt und damit auch die Auswirkungen auf die
Paare, nicht zeithah zusammen kommen zu kénnen.

Infolge dieser Entwicklungen gibt es einen drastischen Einbruch beim Familiennachzug.
In Bezug auf Menschen aus der Turkei entwickelt er sich wie folgt:

2007 — 1. Quartal: 2.083

2007 — 2. Quartal: 2.314

2007 — 3. Quartal 2.068

2007 — 4. Quartal 673.

Der Familiennachzug ist ohnehin drastisch ricklaufig:

2002 85.305
2003 76.077
2004 65.935
2005 53.213
2006 50.300
2007 23.916

5.4 Umsetzung von Menschenrechtsabkommen in Deutschland

PRO ASYL und das Forum Menschenrechte setzen sich fur eine vorbehaltlose
Umsetzung von Menschenrechtsabkommen in Deutschland ein. Ein besonderer
Schwerpunkt ist die Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention. In ihrem
Menschenrechtsbericht nimmt die Bundesregierung unter Punkt 4.14 zum Thema
,Fluchtlingskinder” Stellung — die Frage einer Ricknahme des Vorbehalts zur UN-
Kinderrechtskonvention wird nicht thematisiert. Deutschland hat die UN-
Kinderrechtskonvention 1992 unterzeichnet. Allerdings mit dem sogenannten
»<auslanderrechtlichen Vorbehalt®. Der Deutsche Bundestag hat sich wiederholt mit der
Ricknahme dieses Vorbehalt befasst und die Bundesregierung aufgefordert, den
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Vorbehalt zuriickzunehmen. Das Gegenargument der Bundesregierung, dass dies nur in
Absprache mit den Bundeslandern stattfinden konne, ist aus Sicht von PRO ASYL nicht
stichhaltig. Die Bundesregierung hat selbst bei Widerspruch der Lander die Moglichkeit
und die menschenrechtliche Verpflichtung, diesen Vorbehalt zurlickzuziehen. Gerade
wenn sich die Bundesregierung in ihrer AuRenpolitik flr die uneingeschrankte Achtung
der Menschenrechte einsetzt und Staaten entgegentritt, die versuchen, regionale und
kulturelle Vorbehalte in Menschenrechtsabkommen einzubauen, ist ein solcher Schritt
auch aufdenpolitisch von enormer Bedeutung.

PRO ASYL tragt die gemeinsame Stellungnahme verschiedener Organisationen zur
Rucknahme des Vorbehalts gegen die Kinderrechtskonvention im Rahmen des UPR-
Plans mit und bittet, weitere Ausfuhrungen und Darlegungen dieser Stellungnahme vom
8. September 2008 zu entnehmen.

Rassismus in Deutschland

In ihrem Aktionsplan benennt die Bundesregierung als einen Schwerpunkt die
Bekampfung von ,Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus®. In Durban fand
vom 31. August bis 8. September 2001 die Weltkonferenz der Vereinten Nationen gegen
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und darauf bezogene Intoleranz
statt. Gefordert wurde von der Weltkonferenz ein sogenanntes ,Programme of Action®.

Die Erarbeitung eines deutschen Aktionsplans zur Bekampfung von Rassismus ist ein
Trauerspiel. Uber Jahre hinweg hat das Forum Menschenrechte die Erarbeitung eines
Entwurfs durch die Bundesregierung gefordert. Im Oktober 2007 wurde ein erster Entwurf
der Regierung bekannt und von zahlreichen Organisationen der Zivilgesellschaft in
fundamentaler Weise kritisiert. Es hatte ausreichend Gelegenheit bestanden, mit der
Zivilgesellschaft eine Uberarbeitete Fassung zu besprechen. Nun hat die
Bundesregierung eine Endfassung im Kabinett verabschiedet, ohne dass die
Zivilgesellschaft mit einbezogen gewesen ware.

Der von der Regierung verabschiedete sogenannte Aktionsplan zeichnet sich vor allem
dadurch aus, dass er in weiten Teilen die bisher erfolgte Politik der Bundesregierung und
die Rechtssituation darstellt. Er setzt keinerlei neue Impulse, die fur den Kampf gegen
Rassismus in Deutschland erforderlich waren. Als erstes ware eine umfassende Analyse
der aktuellen Situation in Deutschland notig. Dann wurde sich deutlich zeigen, dass die
bisherigen Handlungen und Projektansatze der Bundesregierung bei weitem nicht
ausreichend sind. So ist ein sogenannter Aktionsplan ohne Handlungsorientierung
entstanden. Dies ergibt die erste schnelle Durchsicht des rund 115 Seiten starken
sogenannten ,Nationalen Aktionsplans der Bundesrepublik Deutschland zur Bekampfung
von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und daraus folgende Intoleranz”. Dieser
Aktionsplan der Bundesregierung signalisiert, dass seine Abfassung als Pflichtibung
wahrgenommen wird und die Dramatik und dringende Handlungsnotwendigkeit zur
Bekampfung von Rassismus nicht gesehen wird.

gez. Gunter Burkhardt
27. Oktober 2008



	„Menschenrechtsschutz fängt immer zuhause an.“

